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D I E  S E I T E  D R E I

Reichl ich Zündstoff

Zwei wichtige Ereignisse haben die in der gesetzlichen Unfallversicherung versicher-
ten Feuerwehrangehörigen in Niedersachsen in den letzten Wochen ziemlich berührt.

• Mit der Neufassung der Mehrleistungsrichtlinien als Anlage zur Satzung hat die Vertreter-
versammlung auf Vorschlag des Vorstandes ein ganz wichtiges Reformprojekt abge-
schlossen. Dass dies überfällig war, darauf hatte der Vorsitzende des Vorstandes der
Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen und Präsident des Landesfeuerwehrverbandes
Niedersachsen in Ausgabe 4/2005 unseres Mitteilungsblattes hingewiesen. Es ist jetzt
deutlicher als bisher festgeschrieben, dass es sich bei den so genannten Mehrleistungen
nicht um einen willkommenen Einkommenszuwachs handelt, sondern dass der Gesund-
heitsschaden durch ehrenamtlichen Einsatz im Interesse des Gemeinwohls davongetra-
gen wurde und anders – besser – entschädigt wird, als der Gesundheitsschaden eines
Versicherten aus dem Bereich der echten Unfallversicherung.

Die satzungsmäßigen Leistungen werden auch nicht nach dem Gießkannenprinzip ausge-
schüttet, sondern sie sind tätigkeits- und vor allem risikobezogen zu beanspruchen.
Hinterbliebene von tödlich verunglückten Feuerwehreinsatzkräften mit zwei und mehr Kin-
dern erhalten jetzt deutlich mehr – um ein Vielfaches steigt in Einzelfällen die Mehrleistung.
Das ist was.

Es gibt aber auch Einschränkungen, ohne Frage. Einige werden künftig nur die gesetzli-
chen Leistungen erhalten. Durch das soziale Netz fällt trotzdem niemand, denn die Grund-
leistungen verhindern natürlich in aller Regel den Fall.

Das Entscheidende ist: Die Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen hat mit diesem
Beschluss ihrer Selbstverwaltungsorgane gezeigt, dass sie den Mut zu Reformen hat –
auch zu unpopulären Reformen, denn welcher selbstverwaltete Sozialversicherungsträger
geht mit seinem Leistungskatalog in Teilen schon gern nach unten? Das ist die große
Stärke unserer Selbstverwaltung: Mit Augenmaß geht sie neue, richtige Wege. Die soziale
Gerechtigkeit neu ausbalancieren – das muss man ihr erst einmal nachmachen!

Auf das neue Mehrleistungssystem werden wir ausführlich in unse-
rer nächsten Ausgabe eingehen.

• Fast zeitgleich erschien das von der Bundesregierung in Auftrag
gegebene Gutachten zweier Professoren zur Neuorganisation der
gesetzlichen Unfallversicherung. Es ist in seinen Schlussfolgerun-
gen ebenfalls mutig: Nur noch ein riesiger bundesweit aufgestellter
Unfallversicherungsträger mit regionalen Servicecentern soll nach
ihren Vorstellungen künftig die Versicherung durchführen. Kann das
so richtig sein? Die Spitzenverbände der Unfallversicherungsträger
jedenfalls haben sich vehement gegen ein solches Modell ausge-
sprochen. Wir werden das auch tun, denn der Einfluss der
Feuerwehr in der Selbstverwaltung einer solchen Riesenbehörde
wäre gleich null. Feuerwehr-Unfallversicherung ohne Feuerwehr –
das ist wie Niedersachsen ohne Volkswagen.

Thomas Wittschurky, Geschäftsführer
der Feuerwehr-Unfallkasse
Niedersachsen.



PRÄVENTION4 FUK NEWSAusgabe 2/2006

An einer Einsatzstelle herrschen Ge-
gebenheiten vor, die auf Grund von
Feuchtigkeit oder Nässe die Wahrschein-
lichkeit begünstigen, eine gefährliche
Körperdurchströmung zu erleiden (Ein-
trittswahrscheinlichkeit). Die Folgen einer
Körperdurchströmung können rückbil-
dungsfähig (vorübergehend), aber leider
auch tödlich sein. Somit kann das Risiko
(Risiko = Eintrittswahrscheinlichkeit x Fol-
genschwere) als hoch bezeichnet wer-
den.

Für das Risiko „Explosion“ ist die Ein-
trittswahrscheinlichkeit beim Vorhanden-
sein einer explosionsfähigen Atmosphäre
durchaus vorstellbar. Die Folgen für die
betroffenen Personen sind, sofern das
Ereignis eintritt, erheblich, so dass auch

Elektrische Anlagen 
und Betriebsmittel 
im Feuerwehrdienst

Die Feuerwehr-Unfallkasse

Niedersachsen hat Ende 2005

sechs neue INFO-Blätter 

herausgegeben, die ausführ-

liche Informationen über 

ortsveränderliche elektrische

Betriebsmittel und tragbare

Stromerzeuger liefern. 

Risiko

Eine Aussage, ab welcher elektrischen
Spannung eine schädigende Wirkung für
den Menschen eintritt, ist nicht pauschal
möglich. Nach dem Ohmschen Gesetz
folgt eine Verkettung von Spannung zu
Strom über den Widerstand. In diesem

Gefährliche
Körperdurchströmung

in diesem Fall schwere bleibende Ge-
sundheitsschäden oder gar tödliche Ver-
letzungen zu befürchten sind. Somit ist
auch hier das Risiko als hoch zu bewer-
ten. Für beide Risiken gilt: Wenn falsche
und unzureichende elektrische Betriebs-
mittel verwendet werden, werden die 
Risiken nochmals erhöht (INFO-Blatt
„Ortsveränderliche elektrische Be-
triebsmittel – Betrieb“).
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Fall ist der Widerstand der Körperwider-
stand des Menschen. Der Körperwider-
stand eines Menschen schwankt in wei-
ten Bereichen. Bei kleinen Spannungen
ist die Hautbeschaffenheit besonders
wichtig, da die Haut als Isolator wirkt. Bei
höheren Spannungen wird die Haut
durchschlagen, wobei in diesem Fall nur
noch der innere Körperwiderstand ent-
scheidend ist. Der Isolationswiderstands-
durchschlag der Haut beginnt je nach
Hautbeschaffenheit bei ca. 20 V (Mini-
malwert) und liegt bei horniger Haut bei
ca. 200 V. Nach dem Spannungsdurch-
bruch durch die Haut steht dem Strom
nur noch der innere Widerstand des
menschlichen Körpers gegenüber, der
nahezu konstant ist und bei ca. 750 �
liegt [1]. 

Um nachvollziehbare und handhabbare
Größen für zulässige Berührungsspan-
nungen zu bekommen, wurden durch
das Deutsche Institut für Normung (DIN)
in Zusammenarbeit mit dem Verband der
Elektrotechnik, Elektronik und Informa-
tionstechnik (VDE) Festlegungen getrof-
fen, die sich über Jahre bewährt haben.
Nach Punkt 411 DIN VDE 0100 – 410
„Errichten von Starkstromanlagen mit
Nennspannung bis 1000 V – Kapitel 41:
Schutz gegen elektrischen Schlag“
wird der Schutz bei direktem und indirek-
ten Berühren eines spannungsführenden
Leiters bei Spannungen bis 50 V (Wech-
selstrom) und 120 V (Gleichstrom) als
erfüllt angesehen. Werden diese Span-
nungen überschritten, sind weitere Maß-
nahmen notwendig, um einen ausrei-
chenden Schutz gegen elektrischen
Schlag sicherzustellen. 

Das heißt im Klartext für die Feuerweh-
ren: Geräte, die mit kleinen Spannungen
betrieben  werden (< 50 V ~, < 120 V =),
stellen keine Gefährdungen in Bezug auf
eine gefährliche Körperdurchströmung
für Feuerwehrangehörige bei direktem
oder indirekten Berühren eines span-
nungsführenden Leiters dar. 

Im Gegensatz zur gefährlichen Körper-
durchströmung spielt die Betriebsspan-
nung des eingesetzten Betriebsmittels im
Hinblick auf einen Explosionsschutz nur
eine untergeordnete Rolle. So kann z. B.
selbst ein Handsprechfunkgerät mit einer
typischen Betriebsspannung von 4,8 V

Explosionsschutz

Für die Stromversorgung der Geräte sind
vorrangig die genormten Stromerzeuger
der Feuerwehr einzusetzen. Sollte in Aus-
nahmefällen auf Grund der Einsatzsitua-
tion ein anderer Speisepunkt erforder-
lich sein, darf der Anschluss nur über
einen Personenschutzschalter nach DIN
VDE 0661 mit einer druckwasserdichten
Steckvorrichtung (Kupplung) erfolgen. Der
Personenschutzschalter ist dann mög-
lichst nahe an der Stromentnahmestelle
zu installieren. Ein Funktionstest des Per-
sonenschutzschalters ist vor der Inbe-
triebnahme eines Betriebsmittels durch
Betätigen der Prüftaste durchzuführen. 

Der genormte tragbare Stromerzeuger der
Feuerwehr (DIN 14685) weist Besonder-
heiten auf. Ein normgerechter Stromer-
zeuger verfügt über die Schutzmaßnahme
„Schutztrennung“. Das heißt, keine Lei-
tung aus dem Generator – also weder
eine spannungsführende Leitung (L1 – L3)
noch der Rückleiter (N) – ist mit dem

Stromerzeuger/Energiequelle

Gehäuse elektrisch verbunden (siehe
Grafik). Des Weiteren erfolgt ein Poten-
zialausgleich aller Metallteile, so dass
Spannungsdifferenzen minimiert sind
bzw. nicht auftreten können. Dieser spe-
zielle Leiter wird Potenzialausgleichsleiter
oder auch Schutzleiter (PE) genannt. 

Die Sicherheit des genormten Stromer-
zeugers liegt nun in der Tatsache, dass
für eine gefährliche Körperdurchströ-
mung eine Potenzialdifferenz vorliegen
muss. Kommt z. B. der spannungsfüh-
rende Leiter L3 eines angeschlossenen
Betriebsmittels gegen ein leitendes Teil,
so werden alle Metallteile durch den vor-
handenen Potenzialausgleich auf diese
Spannung gelegt. 

Ein solcher Fehler kann z. B. durch einen
Isolationsfehler eines durchgescheuerten
Kabels ausgelöst werden. Die Berührung
eines unter Spannung stehenden Metall-
teils eines defekten Betriebsmittels durch
einen Menschen bleibt beim genormten
Stromerzeuger ohne Folgen, da der
Stromkreis nicht geschlossen ist. Besser
noch, der Stromerzeuger sowie das an-
geschlossene defekte Betriebsmittel
können ohne Sicherheitsabstriche weiter
betrieben werden. Nun wird ggf. ein Ver-
ständnisproblem auftreten: Eine Person
berührt ein unter Spannung stehendes
Teil und bekommt trotzdem keinen
Stromschlag? Dieses Phänomen ist in
der Natur häufig zu beobachten. Vögel
auf Hochspannungsleitungen befinden
sich auf einem – nicht nur räumlich –
hohen Potenzial (hohe Spannung) und
fallen trotzdem nicht „gegrillt“ herunter.
Ihnen fehlt der „Gegenpol“. Es kommt
nicht zu einem Stromfluss. 

Nun könnte man doch einfach bei einem
nicht genormten Stromerzeuger einen
Fehlerstromschutzschalter (FI-Schalter)
oder eine Isolationsüberwachung ein-
bauen bzw. nachrüsten, um die gleiche
Sicherheit zu bekommen wie beim ge-
normten Stromerzeuger. Es ist aber zu

ein explosionsfähiges Gasgemisch zün-
den. 

Im Bereich des Explosionsschutzes wer-
den die Einsatzgrenzen der elektrischen
Betriebsmittel nach dem Nutzungsort un-
terschieden. Hierbei ist es erheblich, ob
das Betriebsmittel Unter Tage, also im
Bergbau, eingesetzt werden soll, oder
nicht. An Geräte für den Untertageein-
satz (Gerätegruppe I) werden andere An-
forderungen gestellt, als an Geräte, die
Über Tage (Gerätegruppe II) eingesetzt
werden sollen. Die einschlägigen Nor-
men liefern für beide Gerätegruppen je-
weils Einsatzgrenzen, die die Zündener-
gie, die Zündtemperatur, das zeitliche
Vorhandensein einer explosionsfähigen
Atmosphäre sowie einen möglichen
Fehlerfall des Betriebsmittels berücksich-
tigen. Diese Einsatzgrenzen werden in
Form eines Zahlen-Buchstaben-Codes,
der mit dem Piktogramm bzw. mit der
Zeichenkombination „E Ex“ beginnt, auf
dem Gerät kenntlich ge-
macht. Zur Decodierung
dieses Codes kann u. a.
unser INFO-Blatt „Orts-
veränderliche elektri-
sche Betriebsmittel – Ex-Schutz“ hilf-
reiche Dienste leisten. Grundsätzlich sind
jedoch die Herstellerangaben zu be-
rücksichtigen.

Generator
(Schutztrennung)

Leitungssicherung
(zweipolig)

Druckwasserdichte
Steckdosen

PE
N
L1

L2

L3

Prinzipschaltung Stromerzeuger
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bedenken, dass beide Einrichtungen zur
Folge hätten, dass es häufig zu Abschal-
tungen kommt. Ein zielgerichtetes Ar-
beiten an der Einsatzstelle wäre nicht
möglich. Beide Einrichtungen reagieren
naturgemäß sehr empfindlich auf Feuch-
tigkeit, die praktisch bei jedem Feuer-
wehreinsatz vorhanden ist. Darüber hin-
aus wird bei einem defekten FI-Schalter
oder einer defekten Isolationsüberwa-
chung bereits bei einem weiteren Fehler
eine gefährliche Situation eintreten. Ein
solches System ist nur beim Vorhanden-
sein eines einzigen Fehlers sicher. 

Kommt es bei einem genormten Strom-
erzeuger mit Schutztrennung und Poten-
zialausgleich zu einem weiteren Fehler
(zweiter Fehler), z. B. durch einen Fehler
in einer angeschlossenen Tauchpumpe
und einen Fehler in einem angeschlosse-
nen Flutlichtstrahler, schalten die im
Stromerzeuger fest eingebauten Siche-
rungen innerhalb von 0,2 sec ab (Vor-
gabe aus DIN VDE) . Das können die vor-
handenen Sicherungen jedoch nur, wenn
gewisse Rahmenbedingungen eingehal-
ten werden. Die Sicherungen müssen
u. a. exakt auf den Stromerzeuger ab-
gestimmt sein, sie müssen eine Über-
stromerfassung im spannungsführen-
den als auch im Nullleiter auswerten und
ein genügend hoher Kurzschlussstrom
muss zum fließen kommen. Das bedingt,
dass zum sicheren Betrieb eines norm-
gerechten Stromerzeugers auch der
Feuerwehrangehörige seinen Beitrag 
leisten muss (INFO-Blatt „Tragbare
Stromerzeuger – Betrieb“). Erst ein drit-
ter Fehler, z. B. zwei defekte Betriebs-
mittel und ein unterbrochener Poten-
zialausgleichsleiter, lässt eine gefährliche
Situation entstehen. Somit weist der ge-

normte Stromerzeuger nach DIN 14685
einen deutlich höheren Schutz auf als ein
ungenormter. Erst wenn drei Fehler vor-
liegen, kann eine gefährliche Situation
eintreten.

Nicht genormten Stromerzeugern fehlt
darüber hinaus häufig der erforderliche
Schutz gegen Wasser. So kann z. B.
durch die Montage von nur spritzwasser-
geschützten Steckdosen oder einem zu
geringen Wasserschutz des Generators
(z. B. IP 23) Feuchtigkeit bzw. Wasser in
den Generator eindringen und Fehler ver-
ursachen. In einem solchen Fall braucht
nur noch ein defektes Betriebsmittel an-
geschlossen zu werden und eine ge-
fährliche Körperdurchströmung kann
stattfinden. Erfahrungsgemäß können
Stromerzeuger mit einem zu geringen
Wasserschutz des Generators nicht um-
gerüstet werden, da dann Probleme mit
der Generatorkühlung auftreten. Sollen
Umrüstungen erfolgen, ist der Hersteller
zu kontaktieren. Eine ausführliche Erläu-
terung, welchen Anforderungen ein trag-
barer Stromerzeuger im Feuerwehrdienst
genügen muss, kann dem INFO-Blatt
„Tragbare Stromerzeuger – Aufbau“
entnommen werden.

Nicht genormter Stromerzeuger Drehstromsteckvorrichtung

Das geforderte Schutzziel nach § 4 Abs.
3 UVV „Elektrische Anlagen und Be-
triebsmittel“ (GUV-V A3), dass elektri-
sche Betriebsmittel nur benutzt werden
dürfen, wenn sie den betrieblichen und
örtlichen Sicherheitsanforderungen im
Hinblick auf Betriebsart und Umgebungs-
einflüsse genügen, soll mit nachstehen-

Stecker, Kupplungen 
und Leitungen

den Messprotokoll erläutert werden: Die
Messungen 1 bis 10 stellen den zeitlichen
Verlauf des Isolationswiderstandes einer
in Wasser eingetauchten, spritzwasser-
geschützten Steckverbindung (zwei Ver-
längerungskabel zusammengekuppelt,
je IP 44) dar. Ab Messwert 5 wurde die
Steckverbindung dem Wasser entnom-
men. Eindringendes Wasser konnte nach
der Entnahme aus der Steckvorrichtung
auslaufen, was aber keinen gravierenden
Einfluss auf den Isolationswiderstand
hatte. Erst das Auseinanderkuppeln ließ
den Isolationswiderstand (Messwert 10)
wieder steigen (siehe Grafik).

Der gleiche Versuchsaufbau wurde bei
der zweiten Messreihe genutzt. Es wur-
den nur keine spritzwassergeschützten
sondern druckwasserdichte Steckver-
bindungen verwendet. Diese Messreihe
zeigt, dass der Isolationswiderstand auch
beim Untertauchen der Steckverbindung
mit ca. 17 M� konstant bleibt. Die Steck-
verbindung wurde aus einer Leitungs-

FI-Schalter

Zeitl. Verlauf des Isolationswiderstandes beim Untertauchen in Wasser
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einer Leitung, also die minimale Dicke des
stromführenden Kupfers, ist abhängig von
der maximalen Länge der verwendeten
Leitung, der Stromquelle und der ange-
schlossenen Last. Im Bereich der Feuer-
wehr hat sich bei der Verwendung von ge-
normten Stromerzeugern ein Querschnitt
von 2,5 mm2 bei einer Leitungslänge von
insgesamt 100 m als ausreichend erwie-
sen. Dicker und kürzer geht natürlich im-
mer, dünner oder länger ist grundsätzlich
nicht erlaubt! Bei Geräteanschluss-Lei-
tungen gibt es allerdings eine Erleichte-
rung. Hier kann der Querschnitt ggf. auf
1,5 mm2 reduziert werden, wenn die Län-
ge maximal 10 m und die Leistung des
Gerätes entsprechend ist. Der Leitungs-
typ bleibt aber bei H07RN-F. Dennoch
sind die scheinbar robusten Leitungen
mit Vorsicht zu behandeln. So sind zum
Beispiel scharfe Kanten, ein Ziehen über
den Boden, eine Zugbelastung, heiße
Oberflächen und ein Befahren mit einem
Kfz auszuschließen. Muss eine Tauchmo-
torpumpe z. B. in einen Schacht abgelas-
sen werden, ist diese nicht an der Leitung
oder Schlauch sondern mittels einer 
Feuerwehrleine zu halten. Leitungsroller
sind auf Grund der Stauwärme immer
ganz abzuwickeln. Müssen Verkehrswe-
ge überquert werden, sind die gleichen
Maßnahmen wie beim Schlauch zu tref-
fen (Überfahrschutz). 

neter Prüfgeräte mit eindeutiger Anzeige
(„in Ordnung“ oder „Fehler“) sowie die
Leitung und Aufsicht durch eine Elektro-
fachkraft voraus. Die Prüfungen sind zu
dokumentieren (§ 5 Unfallverhütungs-
vorschrift [UVV] „Elektrische Anlagen
und Betriebsmittel“ [GUV-V A3]). Prüf-
umfänge und -abläufe können dem
INFO-Blatt „Ortsveränderliche elektri-
sche Betriebsmittel – Prüfung“ und
dem INFO-Blatt „Tragbare Stromerzeu-
ger – Prüfung“ entnommen werden.

Darüber hinaus ist vor jeder Inbetrieb-
nahme eines elektrischen Betriebsmittels
eine Sichtprüfung durch den Feuerwehr-
angehörigen durchzuführen. Bei Beden-
ken gegen einen sicheren Betrieb, z. B.
ist ein augenscheinlicher Mangel vor-
handen, darf das Betriebsmittel nicht
verwendet werden. Der Mangel ist min-
destens unverzüglich zu melden, sofern
dieser nicht fachgerecht behoben wer-
den kann (§ 15 Unfallverhütungsvorschrift
„Grundsätze der Prävention“ [GUV-V
A1]). Da der genormte Stromerzeuger
eine Schutzleiterprüfeinrichtung, genauer
formuliert eine Potenzialausgleichsleiter-
prüfeinrichtung hat, ist neben der Sicht-
prüfung auch eine Prüfung des Poten-
zialausgleichsystems zwingend vor der
Inbetriebnahme vorzunehmen. Im Einzel-
fall kann bei Einsätzen zur Rettung von
Menschenleben von dieser Bestimmung
abgewichen werden (siehe § 17 Unfallver-
hütungsvorschrift „Feuerwehren“ [GUV-
V C53]). In einem solchen Fall sind die
erforderlichen Prüfungen nach Beendi-
gung der Arbeit zeitnah vor dem Ver-
lasten auf den Fahrzeugen nachzuholen.

Explosionsgeschützte Steckvorrichtung (schwarz) Stromerzeuger in Prüfung durch eine Elektrofachkraft

Quellenangaben:
[1] VDE 0100 und die Praxis, Gerhard Kiefer, Seite 47 ff.,

ISBN 3-8007-2299-2

Ortsveränderliche elektrische Betriebs-
mittel sind jährlich durch eine Elektrofach-
kraft oder durch eine elektrotechnisch
unterwiesene Person zu prüfen. Prüfun-
gen durch elektrotechnisch unterwiesene
Personen setzen die Verwendung geeig-

Prüfungen

trommel nach DIN 14680-2  „Handbe-
tätigte Leitungstrommeln“ und einer
Tauchmotorpumpe nach DIN 14425
„Tragbare Tauchmotorpumpen mit
Elektromotorantrieb“ gebildet. Erst ein
Lösen der Steckverbindung lässt den
Isolationswiderstand von ca. 17 M� auf
ca. 24 M� ansteigen, was sich aus dem
Trennen der Parallelschaltung der beiden
Isolationswiderstände erklärt. 

Die beiden Messreihen belegen eindeu-
tig, was ein geschultes Auge bereits ge-
sehen hat: Die Forderung nach druck-
wasserdichten Steckverbindungen im
Bereich der Feuerwehr ist berechtigt, 
da mit einem zeitweiligen Unter- bzw.
Eintauchen in Flüssigkeit gerechnet wer-
den muss. Es sind also alle auf Feu-
erwehrfahrzeugen verlasteten Geräte,
somit auch Winkelschleifer, Bohrmaschi-
nen, Wassersauger, Tauchmotorpum-
pen, Elektrosägen und Scheinwerfer, mit
druckwasserdichten Steckvorrichtungen
auszustatten.

Nicht nur an Stecker und Kupplungen
werden Anforderungen gestellt, sondern
auch an die Leitungen selber. Für die
Auswahl des Leitungstyps sind ähnliche
Überlegungen ausschlaggebend, wie sie
bereits bei Stecker und Kupplungen ge-
macht worden sind. Es werden hohe An-
forderungen an die mechanische Festig-
keit gestellt, da der Betrieb an der
Einsatzstelle rau ist. Aus diesem Grund
kommen nur flexible Leitungstypen mit
einer „dicken“ Isolierung zur Anwendung,
die auch dauerhaft im Freien verwen-
det werden können. Ein Leitungstyp, der
diesen Anforderungen genügt, heißt
H07RN-F, siehe DIN VDE 0298 Teil 3. Der
Mindestquerschnitt zum sicheren Betrieb

Druckwassergeschützte Steckverbindung eingetaucht
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nter Berücksichtigung aktueller
Normen hat die Fachgruppe „Feu-

erwehren-Hilfeleistung“ des Bundesver-
bandes der Unfallkassen (BUK) die „Prüf-
grundsätze für Ausrüstung und Geräte
der Feuerwehr“ – Ausgabe Januar 2002
– überarbeitet. Diese Prüfgrundsätze die-
nen dazu, den sicheren Zustand von Aus-
rüstungen und Geräten der Feuerwehren
beurteilen zu können. Die Prüfgrundsät-
ze sind eine wesentliche Voraussetzung,
um auch weiterhin eine einheitliche Aus-
bildung der Gerätewarte und eine qua-
lifizierte Durchführung der Prüfungen
sicherzustellen. Auch von den Feuerweh-
ren, für die die Betriebssicherheitsver-
ordnung (BetrSichV) gilt (insbesondere

Neue Fassung: 

„Prüfgrundsätze für Ausrüstung
und Geräte der Feuerwehr“
(GUV-G 9102)

Berufsfeuerwehren und hauptberufli-
che Wachbereitschaften), können die 
beschriebenen Prüfungen für die gefähr-
dungsspezifische Bewertung von Aus-
rüstungen und Geräten für die Beurtei-
lung angewendet werden.

Der „Sachkundige“ und der „Sachver-
ständige“, als befähigte Personen für die
Prüfung der Ausrüstungen und Geräte
der Feuerwehr, wurden neu definiert. 
Die in Abschnitt 19 aufgeführte Liste der
zu prüfenden Ausrüstungen und Geräte
sowie der Persönlichen Schutzausrüs-
tung wurde fortgeführt. Diese Liste ent-
stand auf Grund eines Auftrages des
Ausschusses „Feuerwehrangelegenhei-
ten, Katastrophenschutz und zivile 
Verteidigung“ des Arbeitskreises V der
Ständigen Konferenz der Innenminister
und -senatoren der Länder nach Vor-
arbeiten der Länder Baden-Württem-
berg, Berlin und Niedersachsen in Zu-
sammenarbeit mit dem BUK.

Prüfabläufe, für die keine Veränderun-
gen (bis zum Redaktionsschluss) be-
kannt waren, wurden aus der bisherigen
GUV-G 9102 (Ausgabe Januar 2002)
übernommen.

Die neuen Prüfgrundsätze wurden im
März 2006 an alle Städte und Gemein-
den in einer Stückzahl versandt, die eine
Verteilung bis auf Ortsebene ermöglichte.

Zukünftig werden die „Prüfgrundsätze 
für Ausrüstung und Geräte der Feu-
erwehr“, (GUV-G 9102) in der jeweils
aktuellen Fassung auf der Homepage
des BUK www.unfallkassen.de bzw.
unter www. regelwerk.unfallkassen.de
veröffentlicht. Über vorgenommene Än-
derungen werden wir auf unserer Home-
page www.fuk.de und in der FUK News
informieren. 

In der unter der Internetadresse des BUK
verfügbaren Fassung sind bereits drei
Korrekturen erfolgt, die wir Sie bitten,
handschriftlich in Ihrem Exemplar zu
ändern. Sie können sich die entspre-
chenden Abschnitte auch aus dem
Internet herunter laden (www.fuk.de). Die
Änderungen betreffen folgende Ab-
schnitte:

1. In Abschnitt 12.2 ist die Norm-
bezeichnung DIN EN ISO 14577 in
DIN EN ISO 14557 zu ändern.

2. In den ersten Satz des Abschnitts
17.1 ist die Funktionsprüfung mit auf-
zunehmen. Dieser Satz muss wie folgt
lauten: „Nach jeder Benutzung, min-
destens einmal jährlich, ist eine Sicht-
und Funktionsprüfung von einem
Sachkundigen für diese Geräte vorzu-
nehmen.“

3. Die Prüffrist für „Atemluftflasche
(Atemschutzgerät)“ in Abschnitt 19
„Liste der zu prüfenden Ausrüstungen
und Geräte der Feuerwehr“, S. 68/69,
muss in der Spalte „Belastungsprü-
fung“ lauten: 5 Jahre äußere, innere,
Festigkeits- und Gewichtsprüfung. 

Überarbeitete Ausgabe der „Prüfgrundsätze für
Ausrüstung und Geräte der Feuerwehr“

• Feuerwehr-Haltegurte,

• Sprungrettungsgeräte,

• Luftheber,

• Multifunktionsleitern,

• Druck- und Saugschläuche,

• Hubrettungsfahrzeuge und

• hydraulisch betätigte Rettungsgeräte.

Wir weisen insbesondere 
auf Änderungen in den
Prüfgrundsätzen hin für:

U
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erade bei Unfällen in Verbindung
mit Feuerwehrfahrzeugen haben

wir in den zurückliegenden Jahren ein
Phänomen beobachten können: Wurde
unsererseits auf eine konkrete Gefahr in
einem Rundschreiben oder in einem
INFO-Blatt aufmerksam gemacht, ereig-
neten sich in den folgenden Monaten
erheblich mehr Unfälle dieser Art, um
nach ca. einem Jahr tatsächlich zu sin-
ken. Man konnte den Eindruck gewin-
nen, dass alle den Unfallmechanismus
noch einmal ausprobieren wollten, um
dann das unfallträchtige Verhalten einzu-
stellen. Mit der hier vorgestellten Wand-
zeitung wünschen wir uns nicht diesen
„Probiereffekt“, sondern gleich eine signi-
fikante Senkung der Unfallzahlen.

Drei leider immer noch bedeutsame
Schwerpunkte des Unfallgeschehens
rund um das Feuerwehrfahrzeug werden
neben anderen thematisiert:

Einfach zu realisieren und zu kontrollieren
sind die Maßnahmen zur Vermeidung
von Unfällen bei der Entnahme von
doppelt gerollten Schläuchen aus den
Fächern:

Neue Wandzeitung:

Sicherheit rund um das
Feuerwehrfahrzeug

angehörige gleichzeitig am Fahrzeug
hantieren.

Das aus der Sicht der Prävention leidi-
ge Thema „Absitzen“ findet sich im Ver-
gleich zu früheren Jahren nicht mehr so
häufig in der Unfallstatistik. Trotzdem soll
mit dieser Wandzeitung nochmals da-
rauf aufmerksam gemacht werden. Die
sicherste Variante des Absitzens: Rück-
wärts unter Benutzung aller Stufen und
Griffe und Blick auf den Boden gerichtet.

Türen, Schübe und Klappen haben Griffe
zum Öffnen. Dort gehören auch die
Hände beim Betätigen hin. Als „zweite
Sicherung“ sind zusätzlich alle Quetsch-
und Scherstellen zu sichern oder bes-
ser gleich konstruktiv zu vermeiden.
Grund für die „zweite Sicherung“ ist,
dass bei der Geräteentnahme oder auch
beim Beladen meist mehrere Feuerwehr-

Setzen Sie die Wandzeitung bei Un-
terweisungen ein und hängen Sie sie
anschließend an gut sichtbarer Stelle im
Feuerwehrhaus zum Nachlesen und zur
ständigen Erinnerung aus.

Die Plakate wurden Ende März/Anfang
April diesen Jahres in ausreichender
Stückzahl an die Träger der Feuerwehren
versandt. Sollte die Wandzeitung bei
Ihnen noch nicht eingetroffen sein, fragen
Sie bitte bei Ihrer Gemeinde/Stadt nach.

• Schläuche immer so aufrollen,
dass die Kupplungen dicht beiein-
ander liegen. – Und wenn es beim
ersten Mal nicht klappt, dann bitte
es noch einmal versuchen.

• Schläuche so in den Fächern able-
gen, dass die Kupplungen unten
liegen und sichtbar sind.

G
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Alles hat 
seine Grenzen
Wenn Sie diese Überschrift lesen, fragen Sie sich vermutlich:

„Warum und wieso Grenzen? Ich riskiere meinen Kopf, um

Menschen sowie ihr Hab und Gut zu retten und dann soll mein

Versicherungsschutz begrenzt werden?“

Lassen Sie uns hierzu zunächst einmal auf die Entstehungs-

geschichte der gesetzlichen Unfallversicherung zurückblicken.

nde des 19. Jahrhunderts hatte
sich die Lebenssituation jedes Ein-

zelnen rasant verändert. Während früher
Gesellen und Lehrlinge im Rahmen der
Familie des Meisters auch in Tagen der
Not, bei Krankheit und Unfall versorgt
wurden, waren durch die schnell zuneh-
mende Industrialisierung viele Menschen
als Arbeiter den Wechselfällen des Le-
bens schutzlos ausgeliefert.

Bei Eintritt eines Unfalles im Industriebe-
trieb konnte der Arbeiter nur dann Scha-
densersatz vom Unternehmer fordern,
wenn dieser den Unfall persönlich ver-
schuldet hatte (allgemeine Grundsätze
des Zivilrechts). Ansonsten fehlte es völ-
lig an allgemeinen Vorschriften, die den

Arbeitern bei Eintritt von Arbeitsunfällen
eine Sicherung gegen Not und Verelen-
dung gewährten. Auch Arbeitsschutz-
vorschriften gab es nicht. 

Der Unternehmer eines größeren indus-
triellen Unternehmens hatte selten direkt
mit seinen Arbeitern Kontakt. Er betraute
andere Personen, wie z. B. Vertreter, den
Werkmeister oder den Vorarbeiter mit
der unmittelbaren Aufsicht und Leitung
der Betriebsabteilung, in der der einzelne
Arbeiter eingesetzt war. Schon deshalb
kam ein Schadensersatzanspruch gegen
den Unternehmer selbst regelmäßig
nicht in Frage. Damit hatte der Arbeiter
praktisch nur in seltenen Ausnahmefällen
die Möglichkeit, einen Schadensersatz-

anspruch gegen den Unternehmer
durchsetzen zu können. Auch nach einer
Erweiterung bzw. Verschärfung des Zivil-
rechtes auf die Vertreter und Vorarbeiter
des Unternehmers ergab sich keine
Besserung. Diese Personen waren oft
wirtschaftlich nicht wesentlich besser
gestellt als die Arbeiter selbst. Wurde
einem Arbeiter ein Anspruch zugespro-
chen, konnte er diesen infolge der Mittel-
losigkeit des Schädigers nicht durchset-
zen. Hinzu kam, dass die Masse der
Unfälle nicht auf ein Verschulden einer
dritten Person zurückgeführt werden
konnten.

Also, vor mehr als hundert Jahren hätten
Sie Ihren Bürgermeister bzw. Ortsbrand-
meister zivilrechtlich verklagen müssen,
wenn sie während des Übungsdienstes
bei einer Löschübung einen Arbeitsunfall
erlitten hätten – nicht sehr erfolgverspre-
chend.

Aus dieser Situation heraus ergab sich,
dass die Notwendigkeit einer öffentlich-
rechtlichen Versicherung gesehen wur-
de. Darum wurde 1884 die gesetzliche
Unfallversicherung ins Leben gerufen.

Kein unendlicher Versicherungsschutz:

E
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Das Haftpflichtrecht wurde fallengelas-
sen (sogenannte Ablösung der Unter-
nehmerhaftpflicht).

Der Kreis der versicherten Personen war
im Allgemeinen auf die Arbeiter in den
bisher der Haftpflicht unterliegenden Be-
trieben beschränkt. Jedoch war eine
Ausdehnung auf weitere Personenkreise
schon in Aussicht gestellt. Die Kosten für
die Unfallversicherung wurden allein – im
Rahmen einer Beitragsverpflichtung –
von den Unternehmern aufgebracht. 

Versicherungsträger mussten „öffentliche
Institutionen“ sein. Es wurden daher fach-
lich gegliederte Berufsgenossenschaften
als öffentlich-rechtliche Zwangsgenos-
senschaften gegründet. 

Das Dritte Gesetz über Änderungen in
der Unfallversicherung vom 20.12.1928
erweiterte den Personenkreis schließlich
auf die Betriebe der Feuerwehren sowie
den Trägerkreis auf die Eigenunfallver-
sicherung der Gemeinden und Gemein-
deverbände – die Geburtsstunde einer
eigenständigen gesetzlichen Unfallversi-
cherung für Feuerwehrleute, die es aller-
dings in Norddeutschland schon vorher
auf freiwilliger Basis gegeben hatte.

Rückblickend ist also festzustellen, dass
auch der Versicherungsschutz unseres
versicherten Personenkreises seinen Ur-
sprung in der Ablösung der Unterneh-
merhaftpflicht hat. Die Erweiterung auf
den bei unserer Kasse versicherten Per-
sonenkreis lag im Sinne einer insoweit
gesteigerten staatlichen Fürsorgepflicht,
da die unentgeltlichen Tätigkeiten dem
öffentlichen Interesse und Wohl dienen.

Trotz des recht umfassenden Unfallversi-
cherungsschutzes müssen jedoch nach
wie vor Grenzen beachtet werden. Das
Recht der gesetzlichen Unfallversiche-
rung ist der ihm vorgegebenen sozialen
Grundkonzeption nach wie vor treu ge-
blieben. Dieses besondere Sozialleis-
tungssystem setzt zwangsläufig in Bezug
auf seine Einstandspflicht wie auch im
Hinblick auf die Aufbringung seiner Mittel
einen kausalen (ursächlichen) Bezug zu
seiner gesetzlichen Risikosphäre voraus.
In entsprechender Weise grenzt sich die
gesetzliche Unfallversicherung von den
Leistungsbereichen der übrigen Zweige
der Sozialversicherung ab. Nicht die Art
der Schäden an sich, sondern die Art
und Weise des schädigenden Vorgangs

als einer dem betrieblichen Bereich oder
einer ihm gleichgestellten Risikosphäre
zuzuordnenden Kausalkomponente cha-
rakterisiert die Einstandspflicht der ge-
setzlichen Unfallversicherung. 

Daraus ergibt sich, dass das Kausali-
tätsprinzip als konstituierendes und zu-
gleich essentielles Element im Recht der
gesetzlichen Unfallversicherung unlöslich
verankert ist. Daher: Nicht jeder Gesund-
heitsschaden, der während des Feuer-
wehrdienstes eintritt, stellt einen Arbeits-
unfall (Feuerwehrdienstunfall) dar. 

So sind von Seiten der Gesetzgebung
sowie durch die Rechtsprechung Grund-
sätze aufgestellt worden, die unbedingt
von den Trägern der Unfallversicherung
beachtet werden müssen. Es wurde fest-
gelegt, welche Risiken unter welchen
Voraussetzungen mit welchen Folgen der
Unfallversicherung zuzurechnen sind. 

Der Gesetzgeber hat dies in § 8 Sozial-
gesetzbuch VII normiert. Hiernach ist ein
Arbeitsunfall ein Unfall eines Versicher-
ten infolge einer versicherten Tätigkeit.
Unfälle sind zeitlich begrenzte, von
außen auf den Körper einwirkende 
Ereignisse, die zu einem Gesundheits-
schaden oder zum Tod führen.

Die in dieser Vorschrift genannten Tat-
bestandsmerkmale müssen zum einen
mit Gewissheit bewiesen sein und zum
anderen im Kausalzusammenhang zu-
einander stehen. D. h., der Unfall muss
infolge der versicherten Tätigkeit (haf-
tungsbegründende Kausalität) und der
Gesundheitsschaden durch das Unfall-
ereignis (haftungsausfüllende Kausalität)
eingetreten sein. Dies kann nur nachträg-
lich durch die Ermittlung und Bewertung
des Unfalles als ein in der Vergangenheit
liegendes Ereignis festgestellt werden.

Ausgangspunkt der Zusammenhangs-
beurteilung ist die naturwissenschaftliche
Kausalität, d. h. eine gewisse gesetzmä-
ßige Verkettung zweier Ereignisse, wobei
das frühere als Ursache, das spätere als
Wirkung bezeichnet wird. Nach dieser
reinen Kausalitätstheorie sind Ursachen
für einen Erfolg alle Bedingungen, die
nicht hinweggedacht werden können,
ohne dass der Erfolg entfiele. Hierauf auf-
bauend erfolgt eine rechtliche Wertung.

Hier hat sich die Theorie der wesentli-
chen Bedingung herausgebildet. Sie engt

die naturwissenschaftlich vorgegebe-
ne Kausalität in dem Sinne ein, dass sie
nur die Kausalbedingungen als wesent-
lich anerkennt, die wegen ihrer beson-
deren Bedeutung den Eintritt des Er-
folges (= Arbeitsunfall [Feuerwehrdienst-
unfall]) nach der Auffassung des prakti-
schen Lebens entscheidend beeinflusst
haben. Die Kausalitätsbetrachtung erfolgt
individualisierend und konkretisierend
durch eine nachträgliche Wertung der
einzelnen Bedingung in ihrer Beziehung
zum Erfolg. Wertungsgesichtspunkte
sind hierbei:

Unfallversicherungsschutz bestand nur in einigen Industriebetrieben

• Besondere Umstände des Einzelfalls,
indem zu prüfen ist, welche Umstän-
de im Einzelfall den Versicherungsfall
bewirkt oder welche Folgen die Aus-
wirkungen des Versicherungsfalles
gerade bei den betroffenen Versicher-
ten infolge der Eigenart seiner Per-
sönlichkeit gehabt haben,

• Schutzzweck der anzuwenden Norm,
• Finalität (Zweckrichtung) einer Hand-

lung.

Feuerwehrmänner beim Brandeinsatz
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kann deshalb keine Schädigung, insbe-
sondere der Wirbelknochen oder der
Bandscheiben, erfolgen. Kommt es beim
Heben und Tragen zu körperlichen Be-
schwerden, ist dies Ausdruck einer Vor-
schädigung, einer sogenannten Krank-
heitsanlage. 

Eine Schädigung der Bandscheiben
(Bandscheibenvorfall) setzt immer zu-
gleich eine Verletzung von Band- oder
knöchernen Strukturen voraus. Ein isolier-
ter Bandscheibenvorfall ohne derartige
Begleitverletzungen ist nicht unfallbedingt.
So wurden von der Rechtsprechung bei-
spielsweise bei folgenden Ereignissen
aufgetretene Bandscheibenvorfälle als Ar-
beitsunfall (Feuerwehrdienstunfall) abge-
lehnt: Absetzen eines 100 kg schweren
Sackes, Rollen und Kippen eines 90 kg
schweren Fasses, Verladen einer Kiste
und Aufschlagen mit dem Rücken auf die-
se, Herabrollen einer 10 kg schweren Ton-
scholle aus niedriger Höhe auf das Genick.

Nach einer Übung bückt sich Feuerwehr-
mann Florian um einen auf dem Boden
liegenden Spreizer aufzuheben und in
das Fahrzeug zu verlasten. Beim An-
heben des Spreizers verspürt er einen
plötzlich auftretenden Schmerz im Be-
reich der Lendenwirbelsäule. 

Der aufgesuchte Arzt führt die Behand-
lung zu Lasten der Krankenkasse durch,
weil ein Unfall im Feuerwehrdienst nicht
vorgelegen hat. Warum ist die Kranken-
kasse zuständig, obwohl die gesundheit-
lichen Probleme doch während des
Dienstes bei der Feuerwehr eingetreten
sind? 

Feuerwehrmann Florian hat beim Anhe-
ben des Spreizers umgangssprachlich
einen Hexenschuss erlitten. Es handelt
sich hierbei um Beschwerden im Bereich
der Ledenwirbelsäule, die in ihrer akuten
Form auch als Lumbago bezeichnet wer-
den. Die häufigste Ursache dieser Kreuz-
schmerzen ist der Verschleiß an Band-
scheibe, Wirbelkörpern und Wirbelgelen-
ken. Dieser Verschleiß setzt sehr früh ein.
Bereits ab dem 10. (!) Lebensjahr unter-
liegen die Bandscheiben der Degene-
ration (Verschleiß). Auch die mechani-
sche Überbeanspruchung aufgrund des
aufrechten Ganges des Menschen (ins-
besondere im Lendenwirbelbereich) führt
zu weiteren Verschleißerscheinungen;
Übergewicht und Bewegungsmangel tun
ein Übriges. So ist es nicht verwunder-
lich, dass jeder dritte Deutsche regel-
mäßig an Rückenschmerzen leidet. 50 %
der Männer und 60 % der Frauen haben
mindestens einmal im Jahr Rücken-
schmerzen. 

Ein Unfall ist ein plötzliches, von außen
auf den Körper einwirkendes Ereignis,
welches zu einem Gesundheitsschaden
führt. Übliche Bewegungsabläufe wie
Anheben oder Tragen einer Last, Rumpf-
drehung oder Bücken sind keine Unfälle.
Es handelt sich hierbei um bewusst
gesteuerte Bewegungsabläufe. Grund-
sätzlich sind die Muskulatur und das Ske-
lettsystem so aufeinander abgestimmt,
dass keine Selbstschädigung eintreten
kann. Der Mensch kann nur soviel anhe-
ben, wie ihm an Muskelkraft zur Verfü-
gung steht. Die Nervenreize zur Aktivie-
rung der Muskeln haben hierbei nicht nur
anregende sondern auch drosselnde
Funktion. Bei gesunden Verhältnissen

Nicht maßgebend ist die Quantität oder
die zeitliche Reihefolge des Eintritts der
Bedingungen in der Kausalkette, z. B.
weil sie als letzte den Eintritt des Erfolges
sichtbar gemacht hat. 

Diese historische und juristische Klarstel-
lung – auch wenn sie sehr theorielastig
ist – ist uns wichtig – denn bei allen Be-
mühungen um den verletzen Feuerwehr-
angehörigen: die Grenzen, die wir in der
Theorie aufgezeigt haben und die wir mit
einigen praktischen Beispielen verdeut-
lichen wollen, haben uns der Gesetz-
geber und die Rechtsprechung bis hin
zum Bundessozialgericht vorgegeben.

Feuerwehrdienstliche Gemeinschaftsver-
anstaltungen wie beispielsweise Jubilä-
umsfeiern, Weihnachtsfeiern o. ä. dienen
im Allgemeinen der Pflege der kamerad-
schaftlichen Gemeinschaft und des „Be-
triebsklimas“. Eine ausgeglichene Ge-
meinschaft und Kameradschaft wirkt
sich auf das gesamte „Betriebsleben“,
das Verantwortungsbewusstsein und da-
mit auf die Leistungen der Feuerwehr-
kameraden aus. Die Teilnahme an einer
feuerwehrdienstlichen Gemeinschafts-
veranstaltung ist der eigentlichen versi-
cherten Tätigkeit gleichzusetzen, wenn:

Das Problem mit der „Hexe“

Alles hat ein Ende

Verlasten einer Steckleiter

Menschenrettung

• ein kameradschaftlicher Gemein-
schaftszweck verfolgt wird,

• die Führungskraft die Veranstaltung
selbst ansetzt, billigt oder fördert,

Richtiges Heben

Als Unfallversicherungsträger liegt uns daran, dass
Sie gesund bleiben. Wir möchten deshalb hier noch
einmal auf das richtige Heben hinweisen.

Falsches Heben
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an einem besonderen Ort, in besonderer
Form oder in großer Eile einzunehmen
(z. B. Vergiftung durch verdorbene Ge-
meinschaftsverpflegung; dienstlich be-
dingte Eile infolge mangelnder Zeit, die
zum Verschlucken führt).

Bei dem oben geschilderten Sachverhalt
ist die Nahrungsaufnahme des Haupt-
feuerwehrmannes Rainer Rüstig dem pri-
vaten Bereich zuzuordnen. Ein Versiche-
rungsfall im Feuerwehrdienst hat nicht
vorgelegen. 

Wir hoffen, Ihnen mit diesem Beitrag
nicht den Appetit verdorben zu haben
und wünschen Ihnen bei der nächsten
Grillveranstaltung viel Spaß.

■ Der Sachverhalt:
Das Feuerwehr-Fußballturnier klang mit
einem gemütlichen Grillabend aus.
Hauptfeuerwehrmann Rainer Rüstig hatte
den ganzen Tag kaum etwas gegessen
und biss sofort in sein heißes Würstchen.
Dabei verbrannte er sich seinen Gau-
men. Fraglich ist, ob in diesem Fall die
Einnahme von Mahlzeiten und Getränken
unter Versicherungsschutz steht.

■ Die Rechtsprechung sagt dazu:
Die Nahrungsaufnahme ist für jeden
Menschen ein Grundbedürfnis. Sie ist
unabhängig von der versicherten Tätig-
keit erforderlich. Daher wird die Einnah-
me von Mahlzeiten und Getränken dem
persönlichen und daher unversicherten
Lebensbereich zugeordnet. Dabei treten
grundsätzlich dienstliche Belange, wie
die Erhaltung der Einsatzfähigkeit, in den
Hintergrund. Kein Versicherungsschutz
besteht daher für Unfälle, die sich unmit-
telbar infolge des Essens und Trinken
selbst, wie z. B. Verschlucken, Verbren-
nen, Vergiftung, etc. sowie infolge der
Zu- und Nachbereitung ereignen (z. B.
Schälen eines Apfels).

Wie bei (fast) allen Grundsätzen gibt es
auch hier Ausnahmen. Für den Versiche-
rungsschutz wird hierbei gefordert, dass
die Nahrungsaufnahme mit der nach-
folgenden oder vorangegangenen versi-
cherten Tätigkeit in einem inneren Zu-
sammenhang steht. 

Das bedeutet, dass die Umstände der
Nahrungsaufnahme durch die versicher-
te Tätigkeit maßgebend geprägt sein
müssen. Solche Ausnahmefälle können
nach der Rechtsprechung des Bundes-
sozialgerichts vorliegen, wenn die versi-
cherte Tätigkeit ein besonderes Hunger-
oder Durstgefühl hervorgerufen hat, wel-
ches ohne die dienstlichen Umstände
gar nicht oder später aufgetreten wäre.
Dieses Hunger- oder Durstgefühl muss
über das normale, allgemeine übliche
Maß hinaus bestehen und von dem nor-
malen Ess- und Trinkverhalten abwei-
chen. Auch kann ausnahmsweise der
Versicherungsschutz bejaht werden, so-
fern dienstliche Belange den Feuerwehr-
angehörigen dazu zwingen, die Mahlzeit

Wenn diese Merkmale erfüllt sind, be-
steht Versicherungsschutz. In der Praxis
ist es oft schwierig abzugrenzen, bis
wann eine Veranstaltung gedauert hat;
hierzu verweisen wir auch auf den
Beitrag „Immer versichert?“ in den FUK
NEWS 4/2005. 

Eine kameradschaftliche Gemeinschafts-
veranstaltung endet, wenn sie nicht mehr
von der Autorität der Führungskraft ge-
tragen wird. Das wird regelmäßig der Fall
sein, wenn im Vorfeld ein offizielles Ver-
anstaltungsende vorgegeben wird, z. B.
auf einem vorgedruckten Programm.
Auch die persönliche Ansage der Füh-
rungskraft kann das Ende der Veranstal-
tung bestimmen. Der Versicherungs-
schutz endet also immer dann, wenn
eine Veranstaltung keinen „offiziellen“
Charakter mehr hat. Dem Sitzenbleiben
nach offiziellem Veranstaltungsende
kommt dann die Bedeutung einer priva-
ten Tätigkeit zu, die unversichert ist. Die
Grenze zwischen „Gemeinschaftszweck“
und privatem Weiterfeiern ist auf Grund
der Umstände des Einzelfalls zu ermit-
teln.

Versichert ist im übrigen jede Tätigkeit,
die nach Art und Zweck der kamerad-
schaftlichen Gemeinschaftsveranstal-
tung üblich oder vorgesehen ist (z. B.
Tanzen, Kegeln, Baden, sonstige sport-
liche Betätigung, Besichtigungen usw.).

■ Beispiele für Versicherungsschutz:
Gemeinsam Wege von und zum Quartier,
sportliche Betätigungen, auch wenn sie
spielerischen Charakter haben, wenn sie
der Förderung der Kameradschaft dienen.

■ Versicherungsschutz ist zu 
verneinen:

Überlassung von Diensträumen für eine
private Feier, wenn die Initiative von
einem einzelnen Feuerwehrkamerad aus-

Essen und Trinken 

Besprechung nach dem Einsatz

• die Führungskraft selbst anwesend ist
oder sich durch einen Beauftragten
vetreten lässt,

• alle Feuerwehrangehörigen (oder eine
bestimmte Gruppe, z. B. alle Angehö-
rigen der Altersabteilung) daran teil-
nehmen können und

• die Veranstaltung vom Träger des
Brandschutzes (Kommune) autorisiert
ist, was regelmäßig anzunehmen ist,
wenn sie im Dienstbuch als „offiziel-
ler“ Dienst eingetragen ist.

geht, dann wäre auch die Teilnahme der
Führungskraft nur als privat anzusehen.



Detlef Garz, stellvertretender Leiter
des Geschäftsbereichs Prävention der
Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen,
ist vom Vorstand des Bundesverban-
des der Unfallkassen zum Vorsitzenden
der Fachgruppe „Feuerwehren-Hilfeleis-
tung“ des Bundesverbandes berufen
worden. Garz steht damit einem Gre-
mium vor, das ganz entscheidend die
Sicherheitsnormen für die Feuerwehren
festlegt.

Das Redaktionsteam der FUK NEWS gra-
tuliert ganz herzlich und wünscht viel Erfolg in diesem Amt, das den
Einfluss der Feuerwehr-Unfallkasse Niedersachsen in diesem wichtigen
Ausschuss erhöht.

Neuer Leiter der Fachgruppe
„Feuerwehren-Hilfeleistung“
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Auch 2006 keine
Rentenanpassung

Die vom Jahresarbeitsverdienst abhängigen Geld-
leistungen (Versicherten- und Hinterbliebenenrenten)
sowie die Pflegegelder werden zum 1. Juli 2006 zum
dritten Mal in Folge nicht erhöht. Der Beschluss des
Bundes bindet auch die Feuerwehr-Unfallkasse Nie-
dersachsen. Er bedeutet, dass zu diesem Zeitpunkt
auch die Mehrleistungen nicht angepasst werden kön-
nen. Sofern auf eine Witwen- oder Waisenrente eige-
nes Einkommen der Hinterbliebenen angerechnet ist,
wird dies aber überprüft.

Alle Rentenbezieherinnen und -bezieher sind von uns
auf diese Rechtslage hingewiesen worden.

Alle Jahre wieder: Die Sommerzeit wird zur
Zeltlagerzeit. Wenn Sie mit Ihrer Jugendfeuer-
wehr ein Zeltlager planen, ersparen Sie sich
und uns im Falle eines Falles zeitraubende
Rückfragen, wenn Sie uns im Vorfeld über das
Zeltlager informieren (Dauer, voraussichtliche
Teilnehmerzahl, beteiligte Wehren, feuerwehr-
fremde Begleiter/innen).

Die Grundsätze über den Versicherungsschutz
bei Zeltlager-Aktivitäten finden Sie in unserem
INFO-Blatt „Versicherungsschutz in Zeltla-
gern.“

Sommerzeit – Zeltlagerzeit Voll korrekt
Fahrradfahren nur mit Helm

– noch immer ist das für viele
nicht selbstverständlich. 

Um die Akzeptanz zu erhö-
hen, startet die Präventions-
kampagne „Voll korrekt“ jetzt
eine Aktionswebsite und neue
TV-Spots mit prominenten
Helmträgern.

www.vollkorrekt.info

I N  K Ü R Z E

Fernlehrgang „Fachkräfte für 
Arbeitssicherheit“ jetzt auch online

Seit Anfang des Jahres steht ein Internetportal zum Fern-
lehrgang „Fachkräfte für Arbeitssicherheit“ zur Verfügung. 

Hier können sich Interessierte über die Durchführung der
Ausbildung informieren. In einem internen Teil erhalten die Teil-
nehmer des Fernlehrganges unter anderem aktuelle Infor-
mationen und können im Rahmen der tutoriellen Betreuung
Fragen zu Einzelproblemen stellen. Es sind auch alle fachspe-
zifischen Lektionen verfügbar, die den Teilnehmern Hinweise
und Lösungsstrategien für betriebsartenspezifische Probleme
vermitteln.

www.unfallkassen.de➜

➜
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Rückengerecht 
einkaufen

Die Aktion Gesunder Rücken e. V.
(AGR) hat ihren „Einkaufsleitfaden für
rückengerechte Produkte“ neu aufgelegt. 

Die Broschüre fasst auf Rückenfreund-
lichkeit getestete und für gut befundene
Gegenstände des täglichen Lebens zu-
sammen. Außerdem erklärt sie, welche
Eigenschaften ein bestimmtes rücken-
freundliches Produkt haben muss und
wie man es sinnvoll nutzt. Die Liste der
getesteten Gegenstände ist lang: Sie
reicht von Schreibtischen, Stehpulten,
Bürostühlen und Sitzmöbeln bis hin zu
PKW- und LKW-Sitzen, Gartengeräten,
Schuhen, Fahrrädern, PC-Eingabegerä-
ten, Kindermöbeln und Bettsystemen. 

Der Einkaufsleitfaden kostet 9,95 EUR
und kann bei der AGR telefonisch unter
0700 24711111 bestellt werden.

Feuerwehrhelm

Die Technische Weisung Nr. 17 „Feu-
erwehrhelm“ ist durch das Niedersäch-
sische Ministerium für Inneres und Sport
(MI) mit sofortiger Wirkung zurückgezo-
gen worden. Zur Erinnerung: Im Jahre
2004 wurde bereits die Technische Wei-
sung Nr. 16 „Feuerwehr-Sicherheits-
gurt mit Zweidornschnalle (Typ A)“
außer Kraft gesetzt.

Leitfaden zum Eingliederungsmanagement

Die Bundesarbeitsgemeinschaft für Re-
habilitation (BAR) hat einen Leitfaden ent-
wickelt, der Unternehmen dabei helfen
soll, ein betriebliches Eingliederungsma-
nagement einzuführen. Unternehmen sind
seit über einem Jahr verpflichtet, ein Ein-
gliederungsmanagement durchzuführen,
wenn Mitarbeiter innerhalb eines Jahres
länger als sechs Wochen oder wiederholt
arbeitsunfähig sind (§ 84 Sozialgesetzbuch IX). Der Leitfaden „Hilfestellung
für Unternehmen bei der Einführung eines betrieblichen Eingliederungs-
managements“ erklärt, was sich hinter Eingliederungsmanagement genau
verbirgt und welche Vorteile das Verfahren auch für Betriebe hat. Ausführlich
werden die einzelnen Schritte zur Einführung im Betrieb beschrieben. Dazu
zählen zum Beispiel die Kontaktaufnahme mit dem Mitarbeiter sowie die
Beteiligung der betrieblichen Arbeitnehmervertretungen.

www.bar-frankfurt.de

Interaktive Unterweisung zu Arbeitsstoffen

Als Alternative zur herkömmlichen
Unterweisung versteht sich die Reihe
„Unterweisung interaktiv.“ 

Hierbei informieren sich die Versicherten
selbstständig am PC zu relevanten The-

men im Arbeitsschutz. Zuletzt erschie-
nen ist die Unterweisung zum Themen-
komplex Gefahrstoffe. Sie steht online
zum kostenlosen Test zur Verfügung.

www.universum.de/ui

Keine Untersuchung beim Tragen
von FFP-Masken

Unter Bezug auf die Hinweise zur Vogelgrippe auf un-
serer Homepage hier noch folgende Ergänzung bezüglich
arbeitsmedizinischer Untersuchungen nach dem „G 26“:

In Abschnitt 4 „Maßnahmen zur Eigensicherung“ werden
unter anderem die zu tragenden Filtergeräte aufgeführt.
Wenn die Feuerwehrangehörigen bei den ihnen zugewie-
senen Tätigkeiten (Einsammeln von Todfunden, Betrieb
von Desinfektionsschleusen, d. h. normale Arbeit ohne
hohe körperliche Belastung) partikelfiltrierende Halb-
masken der Schutzstufen FFP1 bis FFP3 tragen, kann
eine G 26-Untersuchung entfallen. Untersuchungen des
Berufgenossenschaftlichen Instituts für Arbeitsschutz in
Sankt Augustin haben bestätigt, dass auch die FFP3-Masken nach dreistündiger
Beatmung mit ihrem Atemwiderstand weit unter den Grenzwerten liegen.

Das Tragen von Partikelfiltergeräten mit Gebläse und Helm oder Haube (TH2P, TH3P)
erfordert ebenfalls keine „G 26“-Untersuchung. Eine „G 26“-Untersuchung nach
Gruppe 2 ist nur dann erforderlich, wenn die so genannten ABEK-P3-Filter benutzt
werden.

➜

➜
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Göttingen

Rosdorf
Gleichen

Friedland

Duderstadt

Radolfshausen

Gieboldehausen

Adelebsen Bovenden

Dransfeld

Hann. Münden

Staufenberg

er Landkreis Göttingen befindet
sich in der Südspitze Niedersach-

sens und zentral in der Mitte Deutsch-
lands im Drei-Länder-Eck Niedersach-
sen/Hessen/Thüringen. Er reicht im
Osten von den Ausläufern des Harzes
bis an die Stadtgrenze von Kassel im
Süden und an die Weser im Westen. Im
Norden schließt der Landkreis Northeim
an. Der Landkreis Göttingen umfasst
etwa 1.100 Quadratkilometer und hat
eine Einwohnerzahl von ca. 260.000,
davon etwa die Hälfte in der Universitäts-
stadt Göttingen. Die Bundesautobahnen
7 und 38 durchqueren den Landkreis auf
einer Länge von etwa 50 Kilometern. Die
Schnellfahrstrecke der Deutschen Bahn
AG führt ebenfalls durch den Landkreis
Göttingen und passiert dabei sieben
Tunnel, wovon der längste über 10 Kilo-
meter misst. Vor allem die Autobahnen
stellen für die Feuerwehren ein breites
Einsatzspektrum dar. 

Der Landkreis Göttingen besteht aus drei
Städten (Göttingen, Duderstadt, Hann.
Münden) und neun Gemeinden bzw.

Die Feuerwehren im

Samtgemeinden (Adelebsen, Bovenden,
Dransfeld, Friedland, Giebol-

dehausen, Gleichen,
Radolfshausen, Ros-

dorf, Staufenberg) und
entstand 1973

durch das „Gesetz
zur Neuordnung der

Gemeinden im Raum
Göttingen“ im Rahmen der

kommunalen Gebietsreform. Die-
se beendete das fast hundertjährige

eigenständige Bestehen der 1885 ge-
schaffenen preußischen Kreise Göttin-
gen, Münden und Duderstadt. 

Im Landkreis Göttingen gibt es insge-
samt 124 Ortsfeuerwehren mit 4.351 frei-
willigen Brandschützern, 620 von ihnen
sind Frauen (14,2 %). Unterteilt sind sie in
zwei Schwerpunktfeuerwehren (Duder-
stadt und Hann. Münden), 24 Stütz-
punktfeuerwehren und 98 Feuerwehren
mit Grundausstattung. Der Landkreis
Göttingen gliedert sich in die Brand-
schutzabschnitte Ost, West und Mitte.
Die Kreisfeuerwehr steht unter der
Leitung von Kreisbrandmeister Karl-
Heinz Niesen. In der Stadt Göttingen gibt
es neben der Berufsfeuerwehr mit zwei
Wachen die Freiwillige Feuerwehr der
Stadt Göttingen mit über 400 Mitglie-
dern, die sich in sechs Stützpunkt-
feuerwehren und sieben Feuerwehren
mit Grundausstattung aufteilt. 

Während im Landkreis Göttingen im Jahr
2005 insgesamt 266 Mal zu einem
Brandeinsatz ausgerückt wurde (17,8 %),
überwiegen die Technischen Hilfeleistun-
gen mit 1.020 Einsätzen (68,3 %). Hinzu
kommen 207 blinde oder böswillige Ein-
sätze (13,9 %). Die Einsatzzahlen der
Stadt Göttingen sind hier nicht mit be-
rücksichtigt. 

Für den Bereich des Landkreises Göttin-
gen wurde die Jugendfeuerwehr Drans-

feld 1960 als erste gegründet. Insgesamt
sind derzeit 1.466 Jugendliche (davon
546 Mädchen) in 99 Jugendfeuerwehren
aktiv. Hinzu kommen 13 Jugendfeuer-
wehren in der Stadt Göttingen. Die erste
Kinderfeuerwehr wurde im Jahr 2002 in
Lenglern gegründet. In die Kinderfeuer-
wehren können – je nach Satzung –
Kinder im Alter von sechs bis zehn Jah-
ren eintreten. So sollen Kinder schon
frühzeitig für die Feuerwehr begeistert
werden, um den Nachwuchs zu sichern.
Als es noch keine Kinderfeuerwehren
gab, sind die Kleinen frühzeitig in andere
Vereine eingetreten und wollten dann mit
zehn Jahren nicht mehr zur Jugendfeuer-
wehr wechseln. 

Das Besondere im Landkreis Göttingen
ist die Tatsache, dass es zwei Feuerwehr-

verbände gibt: Den Kreisfeuerwehrver-
band Göttingen und den Feuerwehrver-
band Duderstadt-Eichsfeld. Eine weitere
Besonderheit ist das Bestehen von zwei
Löschgruppen und eines Hydranten-
trupps in der Samtgemeinde Dransfeld.
Weiterhin gibt es vier Musikzüge mit 100
Mitgliedern.

Seit 1985 unterhalten der Landkreis
Göttingen und die Stadt Göttingen eine
gemeinsame Feuerwehr-Einsatzleit-
stelle (FEL) bei der Berufsfeuerwehr

D

Landkreis 
Göttingen

Brand in der Göttinger St. Johanniskirche
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Landkreis Göttingen in Zahlen

Fläche: 1.117 km2

Einwohner: ca. 260.000

Kreisangehörige Kommunen:
Städte Göttingen (Sonderstatus),
Duderstadt, Hann. Münden,
Samtgemeinden Dransfeld,
Gieboldehausen, Radolfshausen,
Gemeinden Friedland, Gleichen,
Rosdorf, Staufenberg, 
Flecken Adelebsen, Bovenden

Straßennetz: 1.790 km

Schienennetz:
• Hannover – Göttingen – Kassel –

Würzburg (ICE-Linie)  
• Hannover – Göttingen –

Eichenberg – Bebra 
• Hamburg/Bremen – Würzburg –

Nürnberg – München
• Hamburg – Frankfurt/Main –

Karlsruhe – Basel
• Hamburg/Bremen – Frankfurt/ 

Main – Stuttgart – München
• Berlin – Braunschweig – Hildes-

heim – Stuttgart – München
• in westlicher Richtung über

Dortmund in den Rhein-Ruhr-
Raum

• in östlicher Richtung nach Halle,
Leipzig bzw. Erfurt

Kontakt:
Landkreis Göttingen, 
Reinhäuser Landstraße 4, 
37083 Göttingen
Telefon: 0551 525-0
Fax: 0551 525-588
Internet: 
www.landkreis-goettingen.de 
E-Mail: 
info@landkreisgoettingen.de

Wochenendlehrgänge durchgeführt, so
dass zum großen Teil keine Konflikte mit
Arbeitgebern auftreten. Weiterführende
Lehrgänge werden an einer der Lan-
desfeuerwehrschulen in Celle oder Loy
besucht. Hierbei handelt es sich meist
um Wochenlehrgänge. 

Seit 1972 gibt es das Feuerwehrzentrum
Potzwenden. Es befindet sich in einer
landschaftlich schönen, vom Wald um-
gebenen, herrlichen Lage – ca. 15 Kilo-
meter östlich von Göttingen. Auf einer 
6 ha großen Fläche befinden sich drei
große Freiplätze (zusammen ca. 13.000
Quadratmeter) für Spiel und Sport, sowie
ein Schwimmbecken. Auf dem Gelände
stehen neben dem großen Hauptge-
bäude neun Blockhäuser mit je fünf bzw.
sechs Doppelbetten zur Verfügung – für
Schullandheimaufenthalte und Freizei-
ten. 90 Zeltlagerplätze in bewaldetem
Gelände bieten Gelegenheit zur Durch-
führung von Zeltlagern. Vollverpflegung
(vier Mahlzeiten) wird angeboten. 

Im Hauptgebäude werden Lehrgänge
und Seminare in drei verschiedenen
Gruppenräumen durchgeführt. Eine Ke-
gelbahn mit 2 Bahnen, eine Grillhütte und
wetterfeste Tischtennisplatten runden
das Angebot ab. Alle Einrichtungen kön-
nen nach Anmeldung und Absprache

von den verschiedensten Gruppen und
Organisationen genutzt werden. Durch
die ständige Benutzung von Schulklas-
sen und Kindergärten in der Woche und
Lehrgängen an Wochenenden ist das
Feuerwehrzentrum gut ausgelastet. Ju-
gendfeuerwehren aus ganz Niedersach-
sen führen in Potzwenden Zeltlager und
Freizeiten durch. 

Weitere Informationen über die Feuer-
wehren im Landkreis Göttingen gibt es
auf der Homepage www.kfv-goe.de. 

Göttingen. Ein Jahr später – 1986 –
wurde in Potzwenden vom Landkreis
Göttingen eine Kreisschirrmeisterei mit
Atemschutz-Übungsanlage eingeweiht.
Hier wird das feuerwehrtechnische Gerät
der Städte und Gemeinden des Land-
kreises überprüft und gewartet. Der
Landkreis Göttingen nutzt die Schlauch-
pflegerei der Berufsfeuerwehr Göttingen
für die Pflege und Wartung der Feuer-
wehrschläuche der Städte und Gemein-
den im Landkreis Göttingen. Des Weite-
ren unterhält der Landkreis in den
Räumen der BF eine Funkwerkstatt. Der
Kreisfunkwart ist für die Wartung und Re-
paratur der funktechnischen Ausrüstung
zuständig. 

In unserer heutigen – hoch technisierten
– Gesellschaft braucht es neben Mut und
Können vor allem Wissen und Geschick,
um im Einsatzfall sicher und effektiv rea-
gieren zu können. Dazu ist bei der Feuer-
wehr ständiges Training mit Fahrzeugen
und Gerätschaften, kurzum eine qualifi-
zierte Aus- und Fortbildung, unerlässlich.
Zu diesem Zweck werden – neben der
ständigen Weiterbildung in der eigenen
Ortsfeuerwehr – Lehrgänge angeboten.
Die Truppmannausbildung (Teil 1) wird im
Feuerwehrzentrum Potzwenden und in
den  Gemeinden durchgeführt. Im Jahr
2005 haben über 300 Feuerwehrleute

diesen Lehrgang abgeschlossen. Der
Landkreis Göttingen führt verschiedene
technische Lehrgänge im Feuerwehrzen-
trum (FWZ) Potzwenden durch. In 2005
absolvierten 120 Teilnehmer den Atem-
schutzgeräteträgerlehrgang, 96 Teilneh-
mer den Maschinistenlehrgang und 128
den Sprechfunklehrgang. An einer
Chemieschutzunterweisung nahmen 16
Feuerwehrleute teil. Von 1978 bis heute
wurden in Potzwenden fast 15.000 Lehr-
gangsteilnehmer ausgebildet. Die Lehr-
gänge auf Landkreisebene werden als

Umgekippter Tanklastzug mit Biodiesel Feuerwehr-Einsatzleitstelle
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Solarmodule (Zusammenschaltung
von Solarzellen) liefern Ausgangs-

spannungen bis zu 60 V-Gleichspan-
nung, die in der Höhe nur schwach
abhängig von der einfallenden Lichtein-
strahlung sind. Sehr stark variiert mit der
Lichteinstrahlung jedoch die Stromstär-
ke und somit die Ausgangsleistung der
Solarmodule.

Von Wechselrichtern, das sind die elek-
tronischen Komponenten, die aus dem
Solarstrom Netzwechselstrom erzeugen,
können zurzeit Eingangsspannungen bis
ca. 750 V-Gleichspannung verarbeitet
werden. Der Anlagenbetreiber wird ver-
suchen, diese maximale Eingangsspan-
nung durch geschicktes Verschalten der
Solarmodule auszunutzen. Hierdurch
werden Leitungsverluste minimiert und
der Wirkungsgrad der Anlage gesteigert.
Dies erklärt, warum auf der Verbindungs-

leitung von den Solarmodulen zum
Wechselrichter eine Spannung von bis zu
750 V-Gleichspannung anliegen kann.

Auch beim Trennen der Hausstromver-
sorgung (Hausanschluss) bleibt diese ge-
fährliche Spannung bestehen. Sie lässt
sich bei den heutigen Anlagen nicht ab-
schalten und kann auch in der Nacht bei
Mondschein oder bei künstlicher Be-
leuchtung anliegen! 

Es gibt keine festen Regeln, wo und wie
die spannungsführenden Leitungen der
Photovoltaik-Anlage im oder am Gebäu-
de zu verlegen sind. Mit dem Betreiber
der Anlage ist deshalb Kontakt aufzu-
nehmen, um über Besonderheiten der
Anlage Kenntnis zu erlangen. Des Wei-
teren sollte nicht außer Acht gelassen
werden, dass weitere Gefährdungen für
Feuerwehrangehörige durch Absturz von
Anlagenteilen gegeben sein können. Im
Vorfeld erstellte Feuerwehreinsatzpläne
über solche Anlagen vermögen den Füh-
rungskräften hilfreiche Informationen zu
liefern. 

Nach § 29 Abs. 2 Unfallverhütungsvor-
schrift „Feuerwehren“ (GUV-V C53) sind
bei Einsätzen in elektrischen Anlagen
und in deren Nähe Maßnahmen zu tref-
fen, die verhindern, dass Feuerwehran-
gehörige durch elektrischen Strom ge-
fährdet werden. Diese Forderung schließt
ein, dass geeignete Werkzeuge und Hilfs-
mittel benutzt werden, DIN VDE 0132
„Brandbekämpfung im Bereich elek-
trischer Anlagen“ beachtet wird und
Unterweisungen durchgeführt werden.
Insbesondere sind folgende Mindest-
Sicherheitsabstände zu elektrischen An-
lagen bis 1.000 V zu beachten:

• 1 m zwischen Feuerwehrangehörigen
und spannungsführendem Anlagenteil 

• 1 m bei Sprühstrahl zwischen einem
genormten C-Strahlrohr und span-
nungsführendem Anlagenteil

• 5 m bei Vollstrahl zwischen einem ge-
normten C-Strahlrohr und spannungs-
führendem Anlagenteil

PRÄVENTION

Photovoltaik-Anlagen

In den ländlichen Regionen sind
vermehrt Biogas-Anlagen anzu-

treffen, so dass die Wahrscheinlichkeit
steigt, dort als Ortsfeuerwehr zu Einsät-
zen gerufen zu werden.

Neben den allgemeinen Gefährdungen,
die grundsätzlich von Einsatzobjekten
ausgehen, weisen Biogas-Anlagen drei
einsatztaktische Besonderheiten auf.
Biogas ist ein brennbares Gas mit dem
Hauptbestandteil Methan, welches im
richtigen Mischungsverhältnis mit Luft ein
explosionsfähiges Gasgemisch bildet.
Durch spezielle Reaktionen können zu-
sätzlich Gase entstehen, die gesund-
heitsschädigend (z. B. Ammoniak) und
ggf. tödlich (z. B. Schwefelwasserstoff)
sind. Der Hauptzweck von Biogas-An-
lagen ist die Erzeugung elektrischer
Energie, so dass zusätzlich Hochspan-
nungsanlagen zur Energieverteilung vor-
handen sein können. 

Aus diesen Gründen sind Biogas-Anla-
gen überwachungsbedürftige Anlagen

nach der Betriebssicherheitsverord-
nung (BetrSichV) und fallen zudem in
den Wirkbereich des Geräte- und Pro-
duktsicherheitsgesetzes (GPSG) und
den zugehörigen Verordnungen zum
Geräte- und Produktsicherheitsgesetz
(GPSGV). Biogas-Anlagen stehen somit
unter Aufsicht der Gewerbeaufsichts-
ämter.

Für Feuerwehreinsätze mit Gefährdun-
gen durch Gase steht die „Einsatz- und
Ausbildungsanleitung für Feuerweh-
ren: Einheiten im ABC-Einsatz“ (Feuer-
wehr-Dienstvorschrift 500, RdErl. d. MI v.
3.3.2005) als verbindlich eingeführte
Handlungsanleitung zur Verfügung. Bei
Einsätzen in elektrischen Anlagen und in
deren Nähe sind Maßnahmen zu treffen,
die verhindern, dass Feuerwehrangehö-
rige durch elektrischen Strom gefährdet
werden, siehe § 29 Abs. 2 Unfallverhü-
tungsvorschrift „Feuerwehren“ (GUV-V
C53). 

Folgende Unterlagen müssen vorhanden
sein:

• Betriebsanleitungen, erstellt durch
den Betreiber der Anlage

• „Feuerwehrpläne für bauliche Anla-

gen“ nach DIN 14095, erstellt durch
den Betreiber im Benehmen mit der
Feuerwehr

• Einsatzpläne mit Alarm- und Aus-
rückeordnung, erstellt durch die Feu-
erwehr

Aus den erstellten und ständig zu aktua-
lisierenden Unterlagen müssen sich u. a.
nachstehende Informationen sowie Tele-
fon- und Faxnummern schnell entneh-
men lassen:

• Anfahrt, Rettungswege, Löschwasser-
entnahme, Löschwasserrückhaltung

• Fachberater, fachkundige Personen,
Behörden, TUIS 

• Gefahrenbereiche mit Gefahrengrup-
pen anhand von Lage- und Grund-
rissplänen

• Krankenhäuser, Spezialkliniken, Ret-
tungsdienst, Fachärzte

• Wirtschaftsbetriebe mit Spezialaus-
rüstungen wie Saug- oder Tankwagen

• Reservekräfte sowie Nachschub von
Material und Verpflegung

Wichtig sind eine gute Lageerkun-
dung und Ortskenntnisse!

PRÄVENTION

Biogas-Anlagen



Anzeige



Name/Vorname:

Feuerwehr:

Straße:

PLZ/Ort

„Brandübungscontainer“ (11/04) 
„Tragen von Schmuckstücken“ (04/05)
„Medienpakete“ (08/05)
„Arbeiten mit Motorsägen“ (04/05)
„Ruhezeiten nach Einsätzen“ (10/03)
„Seminar-, Schulungsunterlagen“ (08/03)
„Bahnerden“ (04/05)
„Nebelmaschinen“ (04/02)
„Hohlstrahlrohre“ (06/02)
„Werdende Mütter“ (03/01)
„Tragbare Stromerzeuger – Anforderungen“ (08/05) 
„Tragbare Stromerzeuger – Betrieb“ (08/05) 
„Tragbare Stromerzeuger – Prüfung“ (08/05) 
„Ortsveränderliche elektr. Betriebsmittel – Betrieb“ (08/05) 
„Ortsveränderliche elektr. Betriebsmittel – Ex-Schutz“ (08/05) 
„Ortsveränderliche elektr. Betriebsmittel – Prüfung“ (08/05) 
„Photovoltaik-Anlagen“ (02/06) 
„Biogas-Anlagen“ (04/06) neu

Fahrzeuge

„Feuerwehrhelme in Fahrzeugen“ (05/00)

„Sanitäts-, Verbandkasten“ (01/00)

„Verbandkasten K – Inhalt nach DIN 14142“ (08/05)

„Reifen von Feuerwehrfahrzeugen“ (12/99)

„Heckblaulicht und Straßenräumer“ (11/99)

„Kfz-Verbandkästen“ (08/99)

„Anschnallpflicht in Fahrzeugen“ (03/01)

„Telefon und Funk im Straßenverkehr“ (04/01)

„Quetschstelle am TS-Schlitten“ (09/01)

„Quetschstelle an der B-Säule“ (04/05)
„Gefährliche Güter auf Einsatzfahrzeugen“ (01/06)

„230 V-Einspeisungen bei Einsätzen“ (06/01)

„Sonderrechte im Privatfahrzeug“ (02/03)

Leistungsrecht

„Rente an Versicherte“ (08/05)
„Mehrleistungssystem“ (08/05) 
„Verletztengeld“ (07/03)
„Verletztengeld bei Selbstständigen“ (01/06) 
„Privatärztliche Behandlung“ (04/05) 
„Zahnärztliche Behandlung“ (05/05)
„Brillenschäden“ (01/06) 

Schutzausrüstung

„Persönliche Schutzausrüstungen“ (04/06)
„Feuerwehrschutzhandschuhe“ (06/05) 
„Feuerwehrschutzhandschuhe – Auswahl“ (04/05) 
„Feuerwehrsicherheitsschuhe“ (04/05)
„Feuerwehrhelme“ (08/02) 
„Schutzausrüstung gegen Absturz“ (10/04)
„Schutzausrüstung zum Halten“ (10/04)
„Rettungswesten“ (04/05) 
„Feuerwehr-Einsatzüberjacke“ (04/05)

INFO-Blätter Download unter: www.fuk.de/downloads • Bestellung per Fax unter: 0511 9895-435

Einsatz
Jugendfeuerwehr

„Jugendfeuerwehrhelme“ (04/05)
„Jugendfeuerwehr – Schuhwerk“ (10/04)
„Jugendfeuerwehr – praktische Ausbildung“ (04/05)
„Jugendfeuerwehrschutzhandschuhe“ (04/05)

Tauchen

„Feuerwehrtaucher" (05/04) 
„G31 – Vorsorgeuntersuchung“ (04/05)
„G31 – Untersuchung" (04/05)

Infektionsschutz

„Krankheitsüberträger Zecke“ (01/01)
„Hepatitis B“ (01/02)

Atemschutz

„Ermächtigte Ärzte“ (04/05)
„G26 – Vorsorgeuntersuchung“ (04/05)
„G26 – Untersuchung“ (04/05)
„Atemschutzgeräteträger mit Bart“ (02/98)
„Atemschutzgeräteträger mit Brille“ (02/98)
„Atemluft-Flaschenventile“ (11/02)
„Auswahl, Einsatz von Pressluftatmern“ (03/04)
„PA-Wiederherstellung der Einsatzbereitschaft vor Ort“ (11/05) 

Versicherungsschutz

„Führen eines Dienstbuches“ (03/04)
„Unfallmeldung“ (10/03)
„Kindergruppen“ (08/00)
„Schnupperdienst“ (08/00)
„Bau von Feuerwehrhäusern“ (04/05)
„Sport in der Feuerwehr“ (04/05)
„Feuerwehrdienstliche Veranstaltungen“ (02/03)
„Versicherungsschutz in Zeltlagern“ (04/03)
„Altersabteilungen der Feuerwehr“ (08/03)
„Musik- und Spielmannszüge“ (02/04)

Psychosoziale Unterstützung

„Stress-Faktoren beim Einsatz“ (04/06)
„Stress-Reaktionen“ (02/06) 
„Psychologische Erste Hilfe“ (04/06)
„Einsätze mit Menschen anderer Kulturen“ (04/06)
„Posttraumatische Belastungsstörung“ (04/06)
„Feuerwehrseelsorge“ (04/06)
„Geregeltes Einsatznachgespräch“ (06/05)
„Verhalten in Notsituationen“ (06/05)
„Notfallbetreuung von Kindern“ (04/06)
„Umgang mit Angehörigen Schwerverletzter“ (10/04) 
„Anzeichen für Alkoholmissbrauch“ (04/03)
„Wirkungen von Alkohol“ (06/05)
„Alkoholgefährdung: Vorbereitung einer Erstberatung“ (04/03)
„Alkoholgefährdung: Beratungsgespräch“ (06/05)

(04/06) = überarbeitet

Feuerwehrhaus

„Absturzsicherung von Toren“ (04/05)
„Erste-Hilfe-Material im Feuerwehrhaus“ (04/05)
„Dieselmotoremissionen“ (04/05)
„Neu- und Umbau von Feuerwehrhäusern“ (04/05)
„Arbeitsgruben“ (04/05) 
„Trittsicherheit im Feuerwehrhaus“ (04/05)
„Innenbeleuchtung“ (04/05)
„Außenbeleuchtung“ (04/05)


